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Gegenüber dem Antrag Auer giebt der Staatsſekretär die Er⸗ Von einer ausgleichenden Gerechtigkeit in dem Entwurf kann 


j f klärung ab, daß ein Entwurf betr. Ausdehnung der Un⸗ſich nichts finden. Zwei Städte find zu den Koſten außerordent⸗ 
. Deutſcher Reichs tag. fallverſicherung in Vorbereitung ſei und wohl ſchon lich billig herangezogen, die eine, eine ſehr reiche Stadt, weil dert 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) in der nächſten Seſſion dem Reichstag vorgelegt werden würde. ein 2 zentraler Verkehr herrſche und weil dort vor Kurzem 

ein Bo tzeidienitgebäude errichtet jet. Beides trifft aber in gleicher 


165. Sitzung vom 6. Februar, 2 Uhr. Die Beſeitigung der 13 wöchentlichen 2 7 ſei in dem Ent⸗ 
Die Ermächtigung zur Fortſetzung von Privatkla ih wurf nicht enthalten wegen der außerordentlich geringen 01 von 
fahren gegen Abg den Werner (Antiſ) wird dem Kommſſſions⸗ Fällen, aus denen ein Bedürfniß hervorgehen könnte. Bei dem 
antrag gemäß nicht ertheilt. zweiten Theil des Antrages ſei die Schwierigkeit zu löſen, wer den 
Darauf wird die zweite Etatsberathung jorigeiebt Hinterbliebenen die von dem Verſtorbenen bezogene Unfallsrente 
mit dem |. 8. wegen der Erkrankung des Staatsſekretärs Dr. v. zu zahlen habe; eine Billigkeit dieſer Forderung erkenne er aller⸗ 
Bötticher ausgeſetzten Kapiteln des Reichsamts des Innern: dings an. 
Alters und Invaliditätsverſicherung“ und „Reichsver⸗ Gegenüber der Auffaſſung, daß das Alters- und Invaliditäts⸗ 
adamt“. verſicherungsgeſetz eine ſehr ungünstige Aufnahme finden werde, 
Zu letzterem liegt ein Antrag Auer vor auf Beſeitigung der kann ich nur jagen, daß die Ausführung bisher eine über alles 
13 wöchentlichen Karenzzeit für die Bablung, der Unfallsrente, auf | Erwarten glückliche geweſen tft. mußten wir bei einem 
Berechnung der den Hinterbliebenen eines Verunglückten zu zahlen⸗ 1 ſchwierigen Geſetze der Praxis und Erfahrung es überlaſſen, 
den Rente, nach der etwa vorher bezogenen Unfallsrente und den im Einzelnen in der Organiſation das Richtige zu treffen. Wie 
Arbeitsverdienſt, auf Unfallsverſicherung der Strafgefangenen, die bisher gerügten Mängel abzuſtellen ſind, darüber kann ich jetzt 
ſowie auf Beſtrafung der Arbeitgeber, die ihre Beitragspflicht auff noch nichts fagen. 155 Forderung der Abſchaffung des Geſetzes 
die verſicherten Arbeiter abzuwälzen verſuchen. aber darf man deshalb doch nicht kommen. Ich erkenne die Ver⸗ 
bg. Möller (nl) regt die Errichtung eines Muſeums für beſſerungsfäbigkeit und Bedürftigkeit des Geſetzes in vielen Punkten 
Muſtereinrichtungen betr. Unfallverhütung an. an; aber an eine Aufhebung des Geſetzes darf nun 
Staatsſekretär Dr. v. Bötticher ſagt die Errichtung eines und nimmermehr gedacht werden. Aber Alle, die die 
ſolchen Muſeums zu. Es werde bei dem Neubau des Reichsver⸗ Unbequemlichkeiten des Geſetzes beſeitigen wollen, ſollen ernſtlich 
ſicherungsgebäudes ein geeigneter Raum dafür hergegeben werden. daran mitarbeiten, die geeigneten Wege hierzu zu finden. Wir 
Abg. Grillenberger ( 2 begründet den Antrag Auer und | werden alle Vorſchläge ernſtlich prüfen und uns freuen, wenn alle 
rũgt dabei die Abweſenheit von Vertretern des Reichsverſicherungs⸗ hierbei mitwirken zum Segen des Vaterlandes. 
amtes bei der Berathung einer ſo wichtigen Angelegenheit. Die Abg. Frhr. v. Stumm (Rp.): Das Alters⸗ und Invaliditäts⸗ 
jetzigen Beſtimmungen des Unfallverſicherungsamtes bringen den geſetz war in dem Negierungsentwurf enoch nicht jo ſchlecht; es iſt 
Arbeitern nur ſehr minimale Vortheile. Die 13 wöchentliche erſt in der Kommiſſion und im Plenum erheblich verſchlechtert, un⸗ 
Karenzzeit bringt die Verunglückten oft in große Bedrängniß, wenn verſtändlich und unbequem gemacht worden. Was wollen Sie an 
der Hellungsprozeß nur kurze Zeit dauert. Eine Abänderung Stelle des Markenklebens ſetzen? Die Unbequemlichkeiten können 
dieſes Zuſtandes darf nicht in einer Novelle zum Krankenkaſſen⸗ Sie nur beſeitigen, wenn Sie einfach, was die Sozialdemokraten 
geſetz geſchehen, denn es iſt eine Unbilligkeit, den Krankenkaſſen ja allerdings wollen, jedem einzigen Arbeiter ohne eitragspflicht 
etwas aufzubürden, wofür aufzukommen die Pflicht der Berufsge⸗ die Rente geben. Jetzt haben wir noch nicht die nöthigen Er⸗ 
noſſenſchaften wäre. och größer aber iſt die Unbilligkeit gegen | fahrungen, um ſchon das Geſetz zu ändern. 
den Arbeiter, der im Falle einer theilweiſen Erwerbsunfähigkeit Eine Ausdehnung des . auf das 
nicht in den Bezug der ihm zukommen den Rente gelangen würde. Handwerk iſt vor allem nöthig. Es iſt unhaltbar, daß die Bau⸗ 
Gegen den zweiten Theil des Antrages dürfte wohl kein Mitglied handwerker anders behandelt werden, als die übrigen Handwerker. 
des Reichsverſicherungsamtes etwas einzuwenden haben. ber Mit der Tendenz der drei erſten Forderungen des Antrages Auer 
auch die Verſicherung der Strafgefangenen gegen Unfall iſt ein bin ich einverſtanden, nur wünſche ich nicht eine Belaſtung der Be⸗ 
Gebot der Gerechtigkeit, da namentlich die Zuchthäuſer fait den rufsgenoſſenſchaften, ſondern der Krankenkaſſen unter Zuziehung 
Charakter von induſtriellen Etabliſſements ä haben. der Arbeitgeber. Entſchieden aber bin ich gegen den 4. Punkt, da 
Beſtrafung der gewiſſenloſen Arbeitgeber, die ſich ihrer Bei⸗ bisher noch nicht einziger Fall einer Abwälzung der 1 
tragspflicht indirekt zu entziehen ſuchen, it ebenfalls geboten. Eine gen eines Arbeitgebers auf feine Arbeiter nachgewieſen iſt. Ebenſo 
Ausdehnung der Unfallverſicherung auf das Handwerk und andere gut könnte man einen Arbeitgeber beſtrafen, der die neue Einkom⸗ 
Erwerbskreiſe, die der Staatsſekretär in Ausſicht geſtellt hat, menſteuer auf ſeine Arbeiter abwälzt. 
können auch wir nur wünſchen und wird die Durchführung der⸗ Hierauf wird die weitere Berathung auf Montag 1 Uhr ver⸗ 
ſelben ſehr ſchwierig ſein. Namentlich wird es nöthig ſein, daraufftag t. (Außerdem: Weltpoſtvertrag, Einziehung der öſterreichiſchen 
inzuwirken, daß die Landesverſicherungsämter ſich nach den Ent⸗ | Vereinsthaler.) 


Weiſe auch für Berlin zu. In Berlin hat man bei der An⸗ 
rechnung der Zinſen für das Dienſtgebäude nur einen Werth des 
Grund und Bodens von 5 Millionen in Anrechnung gebracht, 
während ſein wirklicher Werth 8 Millionen beträgt. Der Mintſter 
hat einfach willkürlich eine geometriſche Reihe nach der Größe der 
Städte angenommen und 0 einfach die Koſtenvertheilung vorge⸗ 
nommen. f 
ch habe die Hoffnung nicht, daß in der Kommiſſion unſer 
Wunſch nach Uebertragung der geſammten Wohlfahrtspollzel auf 
die Städte erfüllt werden wird, aber die Hoffnung habe ich, daß 
die Laſten für Berlin etwas erniedrigt werden. Ich 
bin ja damit einverſtanden, daß die Beiträge für die Reſidenz⸗ 
ſtädte etwas höher bemeſſen werden als im vorjährigen Etat, aber 
ich bitte, ſie nicht ſo hoch zu belaſſen, wie ſie in dieſem Entwurf 
vorgeſehen ſind. (Beifall links). 

Abg. v. Eynern (nl): Der Wunſch des Vorredners nach 
einer Herabminderung der Beiträge für die Stadt Berlin läßt es 
ſo erſcheinen, als ob es ſich für den Staat nur um hohe Ein⸗ 
nahmen handelte, nicht aber auch um hohe Ausgaben. Von den 
22 Städen, die ſich einer königlichen Poltzeidirektion erfreuen, ſind 
die 21 Städte gegenüber Berlin in einem gewiſſen Nachtheil, und 
in noch größerem Nachtheil befinden ſich die Städte mit rein 
ſtädtiſcher Polizeiverwaltung, die ihre Polizeikoſten durch kommu⸗ 
nale Umlagen decken wälen Eine Reviſion des bisherigen Zu⸗ 
ſtandes war durchaus geboten, und die vorgelegte Repiſion hat 
viele Vorzüge vor dem vor zwei Jahren vorgelegten Entwurf. 
Namentlich iſt die Abänderung des Nachtwachtdienſtes als eine 
Beſſerung zu begrüßen. Das jetzige Syſtem, wie es z. B. in 
Berlin beſteht, führr zu einer unzeitigen Sparſamkeit. So erhält 
in Berlin jeder Nachtwächter jährlich nur 600 Mark, Berlin thut 
in dieſer Beziehung ſeine Pflicht nicht. Das Mehr, das durch die 
neue Beitragserhebung in die Staatskaſſe fließt, wird dem In⸗ 
tereſſe der allgemeinen Landesſicherheit zu gute kommen, alſo einen 
Akt der ausgleichenden Gerechtigkeit bedeuten Wenn ein Theil der 
Gelder zur Vermehrung der Gendarmerie verwendet werden wird, 
ſo kann das nur als ein ſehr glücklicher Gedanke bezeichnet werden. 
Ebenſo glücklich iſt die Dreitheilung der Städte nach der Anzahl 
der Einwohner gegenüber der Zweitheilung der früheren Vorlage. 
Für eine Uebertragung gewiſſer Zweige der Wohlfahrtspoltzei an 
die Städte hat ſich in vielen Fällen gar kein Bedürfniß herausge⸗ 
ſtellt; eine Reihe von Städten, z. B. Königsberg, hat es geradezu 
abgelehnt, einen dieſer Zweige zu übernehmen. Doch wird fl 
darüber in der Kommiſſion reden laſſen. Im Ganzen entſpricht 
5 den Wünſchen des Hauſes und den Anregungen des⸗ 
elben. 


cheidungen des Reichsverſicherungsamtes zu richten haben. Schluß 4½ Uhr. Abg. Eberty (dfr.): Wenn der Abg. v. Eynern die Sache jo 
. — ge . — 57 7 daß ig en a mn nn d 920 8 1 N 1 0 0 12 
erungsamt, ohne geſe azu berechtigt geweſen zu ſein, die aben, dadurch beſonders begünſtigt würden, jo ha niſter 
Baht von 6 neuen Salter für Beiſitzer der Arbeitgeber Preußischer Landtag. v. Puttkamer bereits vor zwei Jabren ausgeführt, daß die Regie⸗ 
— Ueberbür u} Fe vorgenommen habe, nicht aber von geordnetenhaus. rung im e und 7 1 55 Ae d 2 e 
rbeiterbeiſitzern. Eine Aenderung des Wahlgeſetzes, das in keiner 18. Sitzung vom 6. Februar, 11 Uhr ident 5 a er Ir 1. u 1 De 98 27 

£ f i i ene Wirkung, ob wir nach dem früheren Geſetze 1, 


bewährt habe, ſei vom Reichsverſicherungsamt angeregt 

ae vom Staatsſekretär v. re e zurl 5 (Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
ewieſen, bevor er es an den Bundesrath gebracht habe. Das Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die erite, Her don des 
ſchle te Wahlgeſetz ſei Schuld an allen möglichen Ungeſetzlichkeiten Geſetzentwurfs, betr. die Koſten königlicher Polizei: 

as Alters⸗ und Invaliditätsgeſetz hat eine Menge großer verwaltungen in Stadtgemeinden. 
ebler; wir find mit feiner Ausführung gewiß nicht zufrieden. Wir Abg. Dr. Langerhans (dfr.): Es kann nicht geleugnet werden, 
Deen aber darin keinen Grund, das Geſetz aufzuheben, wie die daß es an der Zeit war, die Polizeikoſten in Städten mit könig⸗ 
Freiſinnigen, die ja gegen das u Prinzip deſſelben | licher Polizeidirektion anderweitig zu 1 0 Die bisherigen Be⸗ 
an ſich find. Herr Richter namentlich hat in ſeiner Etatsrede alles ſtimmungen waren in verſchiedenen Städten außerordentlich ver⸗ 
Mögliche gegen das Geſetz vorgebracht, daß es die Begehrlichkeit ſchieden, und die een Staat und Gemeinde abgeſchloſſenen 
der Daten errege, ihren Sparſarnkeitstrieb beſeitige und dergleichen | Verträge, wie z. B. die in Berlin, wurden vielfach in einer Weiſe 
mehr. Nun er hat ja in den ſozialdemokratiſchen Zukunftsbildern ausgelegt, die zu Wer egen Streitigkeiten und Unzuträglich⸗ 
manches andere noch viel ſchöner beleuchtet (Heiterkeit) Wir halten keiten Anlaß gab. Der Miniſter ſelbſt ſpricht ſich ja dafür aus, 
eine Umarbeitung des Geſetzes für dringend geboten, namentlich daß gewiſſe Zweige der Wohlfahrtspolizel den Städten 
aber in Bezug auf die Beleitigung jeder Möglichkeit der Kenn⸗ überlaſſen werden, und meint, die meiſten Städte würden den 
eichnung der Arbeiter in den Markenbüchern. er Erlaß des Antrag bei der Regierung ſtellen. Aber die a kann nach 
Bundesraths, daß der Vermerk des Datums des Aufklebens der dem vorliegenden Entwurf dieſe Polizeiverwaltung jeder Zeit 
Marken geſtattet ſei, hat vielfach ſolche Kennzeichnungen der Ar⸗ wieder nehmen. Welche größere Gemeinde wird ſich darauf ein⸗ 
beiter bezüglich Theilnahme an Streiks ermöglicht. Wenn man laſſen, wenn die Regierung ihr z. B. die Geſundheitspolizei über⸗ 
einfach beim Wechſel der Arbeit den Arbeitgeber den Vermerk ein⸗ trägt, alle die foftipieligen Einrichtungen zu treffen, Kranken⸗ 
tragen läßt, wie viel Marken im Ganzen von ihm 1 find, Anſtalten, Desinfektions⸗Anſtalten u. ſ. w. ann ae auf die 
nd Mißbräuche unmöglich, und einem Handel mit Marken wird Gefahr hin, daß ihr die Verwaltung derſelben in kürzeſter Zeit 
och vorgebeugt. Im Laufe der Zeit wird der ganze 1 ih 2 wieder genommen wird? Weshalb überträgt man den Städten nicht — * bereit, mitzuarbeiten, um im kommunalen Intereſſe die Frage 
modus beſeitigt werden müſſen. Laſſen Sie nur den Grundgedanken einfach die Wohlfahrtspoltzei vollkommen? Was hat es für einen der Gerechtigkeit zu erörtern, und ich beantrage die Vorlage zur 
des Geſetzes beſtehen und überlaſſen Sie uns, den arbeitenden Sinn, wenn eine Gemeinde in geſundheitlicher Beziehung für] Vorberathung an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu ver⸗ 
Klaſſen, die Umarbeitung deſſelben (Heiterkeit), wir werden es Krankenanſtalten, e ſorgt, daß die Regierung weiſen. 

ſicher zur Zufriedenheit der Arbeiter ee dann noch Einſpruch erheben und Vorſchriften machen kann? Dieſe Miniſter des 3 Herrfurth: Ich war darauf gefaßt, 
In vielen Bezirken wird in der rigoroſeſten Weiſe den Renten⸗ | Dinge 1 die Gemeinden am 1 ühner ud kennen die Ver⸗ daß auch dieſe Vorlage Widerſpruch finden würde. Denn die Ver⸗ 


pro Kopf der Bevdtterung zahlen ſollen, oder aber nach dem jetzigen 
Entwurf 2,50 Mk. Dadurch werden der Stadt erhebliche Mittel 
entzogen, die für Wohlfahrtsausgaben verwendet werden könnten. 
Bei Zugrundelegung des genaunten Satzes würden für die Polizei⸗ 
zwecke in Berlin etwa 11 Proz. der geſammten Gemeinde⸗Ein⸗ 
kommenſteuer verbraucht werden. Gerade jetzt, wo in Berlin die 

nkommunaliſirung der Vororte bevorſteht und dadurch erhöhte 

eiſtungen der Steuerzahler beanſprucht werden, verlangt man von 
uns 80 Proz. mehr n als der frühere Entwurf. Von 
dem geſammten Plus, welches die 22 größeren Städte nach dieſem 
Entwurf mehr aufbringen ſollen, entfällt auf Berlin zwei Drittel. 
Eine feſte Beſtimmung vermiſſe ich in dem Geſetz über die Regelung 
des Feuerlöſchweſens in Berlin. Wir beabſichtigen den Kreis der 
polizeilichen Kompetenzen für die Stadt ſo viel wie möglich zu 
erweitern. Aber nach dem Entwurf würde die Uebernahme ſolcher 
Kompetenzen von dem Wohlwollen des gegenwärtigen Miniſters 
und von Verhandlungen 59 9 bezüglich deren ich keine 3 
Erfahrungen gemacht habe. Bei der Belaſtung darf man ſich nicht 
vom rein rechneriſchen Standpunkte leiten laſſen. Von allgemeinen 
politiſchen Geſichtspunkten aus hoffe ich, daß für die Vertheilung 
der Belaſtung eine andere Grundlage feſtgeſtellt wird. Ich bin 


fangs berechtigten gegenüber vorgegangen, wodurch man das ohne⸗hältniſſe am beſten, und deswegen muß ihnen auch die ganze Sache treter der Städte, die zu den Koſten der Polizeiverwaltung ſtärker 
hin ſchon unpopuläre = noch unpopulärer macht. Namentlich auf | überlaffen werden. Die Erfahrungen lehren ja, daß die Geſundheits⸗ bevamgeaogen werden ſollen, haben in gewiſſem Maße der Pflicht 
dem Lande, wo man die Rentenzahlung in vielen Fällen verweigert einrichtungen der Städte ſich vorzüglich bewährt haben. So ie es] der Oppaſition gegen das Attentat auf das Polizeikoſtenprivilegtum 
bat, weil man nicht ein Dienſtbotenverhältniß anerkennen wollte, auch mit anderen Wohlfahrtseinrichtungen, mit der 0 u. . w. einiger großer Städte. Andererſeits aber hoffe ich auf die au tim= 
ſondern ein familiäres Verhältniß wird die Erregung über das Es iſt auch ein großer Fehler, daß der Polizei die Exekutive in den mung der großen Mehrheit des Hauſes, welche im Prinzip dem 
Geſetz ra ee eine hochgradige. Eine Abſchaffung des Geſetzes Strafen für Schulverſäumniſſe überla I wird. ieje Strafen | Entwurfe von 1889 zugeſtimmt hat, deſſen Anſtiſter ja der Vor⸗ 
wollen die Arbeiter gar nicht; in der ſchlechtbezahlten Webeinduſtrie] können nicht tyranniſch unumſtößlich feſtgeſetzt werden, ſondern müſſen redner geweſen iſt. 
ben die Altersrentner nicht viel ſchlechter, als ſie vorher als in jedem einzelnen Falle mit einem gewiſſen väterlichen Sinne be⸗ 
rbeiter geſtanden haben. Aber eine gründliche Umarbeitung des ſonders geprüft werden. Die meiſten Städte mit königlicher Polizei⸗ 
Geſetzes iſt nöthig, wenn die Arbeiter mit ihm zufrieden fein ſollen. verwaltung müßten von der königlichen Polizeidirektion eximirt 
taatsſekretär Dr. v. Boetticher erwidert dem Vorredner auf werden, weil bei den ken gar keine Gründe erſichtlich find, 
eine Beſchwerde, daß eine Ungeſetzlichkeit ſeitens des Reichsver⸗ warum eine königliche Polizeiverwaltung in ihnen beſteht. Den 
rungsamtes nicht vorliege. Das Reichsverſicherungsamt habe vielen Poltzeiverordnungen, die in die Verhältniſſe der Selbſtper⸗ 
don vorher ohne Mitwirkung des Reichsamts des Innern bei der waltung eingreifen, muß ein Riegel vorgeichoben werden. Wenn 
Heranziehung von Stellvertretern für nichtſtändige Axbeiterbeifiger | die Regierung ſich entichlöffe, die ganze Wohlfahrtspolize! 


richtung der Polizelverwaltung an ſich, nicht auf die Vertheilung 
der Koſten. Daß er hierin anderer Meinung war als der Vor⸗ 
redner, hat er dadurch bewieſen, daß er 1887 eine Vorlage ein⸗ 
brachte, wonach Staat und Städte ſich in die Koſten der Polizei 
theilen ſollten, und wonach Berlin nicht 3%, Millionen, ſondern 
5 Millionen hätte zahlen müſſen. — Dieſe Vorlage ſtimmt in we⸗ 
ſentlichen Punkten mit den vorjährigen Beſchlüſſen des Hauſes voll⸗ 
kommen überein; wo fie nicht übereinſtimmt, da enthalt fie eine 
Verbeſſerung. Ich halte für eine ſolche Verbeſſerung auch die ame 
derweitige Normirung der Beitragsſätze, die von den einzelnen 
Städten zu leiſten ſind. 1 

abe verſucht, ebenſo wie für das Nachtwachtmeien, auch 
für die Uebertragung der Wohlfahrtspolizei eine obligatoriſche ſtatt 


ie r Mall meines Amtsvorgängers ging nur auf die Ein⸗ 


nicht einen beſonderen Wahlakt vorgenommen, ſondern diejenigen den Städten zu Aberlajfen, würde fie doch immer noch 
Arbeiter herangezogen, die bei dem letzten Wahlakt nach den Ge⸗ das Recht der Staatsaufſicht haben. Es iſt bedauerlich, daß die 
wählten relativ die meiſten Stimmen bekommen haben. Dieſes Vorlage ſich nur auf eine Koſtenvertheilung für die Polizeiver⸗ 
Verfahren ſei jetzt auch bezüglich der Heranziehung von Stellver⸗ waltung bezieht. Es würden ſich durch einfache Uebertragung der 
tretern für — zer beobachtet worden, ohne daß man ganzen Verwaltung an die Städte die Koſten auch erheblich niedriger 


geglaubt habe eine 


ngeſetzlichkeit zu begehen. (Zuruf: Sehr falſch !).! ſtellen. 


dienſtes au 


einer fakultativen Regelung herbeizuführen, aber innere Gründe 
ſprechen gegen die obligatoriſche Uebertragung der ſogenannten 

ohlfahrtspolizei an die Städte. Die Grenzen dieſer an ui 
waltung fließen zu ſehr in einander. Das Nachtwachtweſen iſt un⸗ 
bedingt ein Theil der Sicherheitspolizei und befindet ſich am beſten 
in den Händen des Staates. (Sehr richtig! rechts.) Die Wohl⸗ 
fahrtspolizei befindet ſich aber in den Händen der Gemeinden nicht 
beſſer als in denen des Staates, ſondern höchſtens ebenſo gut. 
(Sehr richtig! rechts.) Dabei iſt aber noch die Gefahr vorhanden, 
daß kommunale Rückſichten auf Uebung der Polizei nicht immer 
ünſtigen Einfluß haben. (Sehr richtig; rechts). Darum ſind die 

weige der Wohlfahrtspolizet mindeſtens ebenſo gut in den Händen 
der königlichen Polizeiverwaltung als in den Händen der Städte. 
Während prinzipielle Einwände gegen die Uebertragung des Nacht⸗ 
wachtweſens an die königliche Verwaltung nicht erhoben worden 
find, ſind gegen die Uebertragung der Wohlfahrtspolizei an die 
Gemeinden von einzelnen Provinzialbehörden erhebliche Einwen⸗ 
dungen erhoben worden. Einzelne Städte erklärten ſogar, ſie 
wünſchten dieſe Uebertragung nicht. Namens der Staatsregierung 
kann ich aber erklären: Wir ſind bereit, denjenigen 
Städten, welche die Zweige der Wohlfahrtspolizei zur eigenen 
Verwaltung überwieſen zu haben wünſchen, die⸗ 
ſelben zu übertragen. Es iſt nur ein Vorbehalt gemacht 
in Betreff der Baupolizei für die drei Städte Berlin, Charlotten⸗ 
burg, Potsdam, für welche noch ein allerhöchſtes Regulativ erlaſſen 
werden wird, In allen übrigen Fällen werden keine Schwierig⸗ 


leiten gemacht werden. Allerdings iſt aber nur widerrufliche] d 


Uebertragung vorgeſehen. um, falls na ſchwere Uebelſtände er- 
geben, Abhilfe ſchaffen zu können. Die Stadt Berlin hat ſich auf 
eine ſolche widerrufliche Uebertragung ja auch in Bezug auf die 
Straßenpolizet eingelaſſen, ohne daß ſich daraus Schwierigkeiten 
ergeben hätten. 

Der Hauptangriffspunkt iſt die Höhe der Sätze. Bei den 
21 Provinzſtädten liegt da ein Kompromiß vor zwiſchen den Vor⸗ 
ſchlägen von 1887 und den Beſchlüſſen dieſes Hauſes. Anders iſt 
es bei Berlin, und ich gebe zu, daß Berlin ſchlechter be⸗ 
handelt iſt als die anderen Städte, denn es ſoll zahlen 
3400 000 Mark mehr als die Regierung 1889 vorſchlug, während 
bei den Provinzialſtädten gegen damals eine Verminderung ein⸗ 

etreten iſt. Aber das läßt ſich wohl en Zunächſt haben 
ich die Polizeikoſten für Berlin um 1 700 000 Mark geſteigert, und 
ich ſelber hatte noch ½ weitere Million in Ausſicht genommen. 
Weiter aber iſt auffällig der außerordentlich geringe Betrag, der 
bisher für das Nachtwachweſen in Berlin aufgewandt worden iſt. 
Das Nachtwachweſen liegt deshalb auch Br im Argen und 
wir haben daran gedacht, Anordnungen zu einer beſſeren Organi⸗ 
ſation deſſelben zu treffen. Wenn man jetzt in Berlin den Schutz⸗ 
mannsdienſt plötzlich um 9 Uhr Abends aufhören und den öffent⸗ 
lichen Schutz dann ganz dem Nachtwachweſen überlaſſen würde, 
jo würden ſich in 8 Tagen ganz unhaltbare Zuſtände ergeben. 
Daß Berlin nach dieſer Richtung hin außerordentlich wenig thut, 
zeigt ein Vergleich mit anderen Städten mit königlicher Polizei⸗ 
verwaltung. Köln, Frankfurt a. M., Hannover, Königsberg zahlen 
pro Kopf für das ſtädtiſche Nachtwachweſen mehr als das Doppelte, 
als Berlin. Stalt der halben Million, die Berlin jetzt zahlt, 
werden wir zur Aufrechterhaltung der nächtlichen Sicherheit in 
Berlin 1½ Millionen verwenden müſſen. 758 

Gerade durch die neuere Geſetzgebung ergiebt ſich für Berlin 
eine Beſſerung der finanziellen Lage. Es iſt eine 
Communis opinio, daß die Einkommenſteuer in Berlin. weit 
mehr einbringen wird als wie bisher, und daß ein 88 1 — 
ſchlag zur Stagtsſteuer wird erhoben werden können. enn das 
auch für den einzelnen keine Entlaſtung bedeutet, ſo iſt es doch eine 
ſolche für die Gemeinde als ſolche, da dadurch neue Steuerquellen 
ſich ergeben. Auch die Ueberweiſung der Grund- und Gebäudeſteuer, 
wie ſie in Zukunft erfolgen ſoll, wird eine bedeutende Erhöhung 
für die Stadt bedeuten, und von den im Volksſchulgeſetz für Volks⸗ 
ſchulaufwendungen ausgeworfenen 9 Millionen Mark kommen 
gegen 700 000 Mark auf Berlin. Man kann alſo nicht ſagen, daß 
Berlin gegenwärtig nicht in der Lage iſt, eine höhere Belaſtung zu 
ertragen. 

Es iſt bemängelt worden, daß Berlin ſchlecht behandelt iſt, 
indem der Grund und Boden für das hieſige oltzeigebäude nicht 
in Anrechnung gebracht iſt, und daß die Berliner Polizei für ſtaat⸗ 
liche Zwecke und für die Entdeckung von Verbrechern im Lande 
verwandt wird. Letzteres macht nicht einen Pfennig Mehrkoſten, 
da ſämmtlſche Koſten von den Betreffenden, von welchen die Berliner 
Polizei requfrirt wird, Fiskus, Militärbehörde oder Privaten, ge⸗ 
tragen werden. Eine Anrechnung des Grund und Bodens des 
Berliner Polizeldienſtgebäudes iſt aber ausdrücklich mit 0,35 Pfg. 
pro Kopf der Berliner Bepölkerung erfolgt. Ebenſo ſind nur die 
Kosten der Ortspolizei in Anrechnung gebracht. Ich hoffe, daß wir 
in der Kommiſſion zu einer Verſtändigung gelangen werden. 

Abg. Althaus (konſ.); Aus der dem Entwurf beigegebenen 
Begründung geht klar hervor, daß Berlin bis jetzt im Vortheil 
gegenüber den anderen Städten war. Es liegt alſo im Intereſſe 
der Gerechtigkeit, wenn hierin eine Aenderung geſchaffen wird. 
Durch die Aufwendung aus den Beiträgen der Städte mit könig⸗ 
licher 1 zur Vermehrung der Gendarmerie wird 
einem ſehr fühlbaren Mangel abgeholfen, und dieſe Maßregel iſt 
mit Freuden zu begrüßen. Ueber die Frage der Uebertragung der 
Wohlfahrtspolizei an die Städte wird ſich ja in der Kommlſſion 


leicht eine Vereinbarung erzielen laſſen. 


Abg. Dr. Krauſe (nl.); Die Uebernahme der Ortspolizei und 
ihre Handhabung iſt ein je weſentliches Recht der Gemeinde, daß 
wenn man ihnen dieſes Recht nimmt, man ihnen auch keine 4 8 
auferlegen follte. (Sehr wahr! links.) Aber dieſer Grundſaß findet 
bei der großen Majorität des 1 keine Anerkennung, und wir 
können gegen den Strom nicht ſchwimmen. 80 verwahre mich aber 
dagegen, daß man die Opponenten gegen die Vorlage Vertreter der 
Städte nennt. Ich fühle mich als Vertreter des ganzen Landes, und 
kann mich ſpeztell dieſem Geſetzentwurf gegenüber als Vertreter der 
Stadt Königsberg um ſo weniger fühlen, als die Stadt Königs⸗ 
berg zu meinem großen Bedauern — ich kenne die Gründe 
nicht — die Uebernahme der Wahlfahrtspoltzei abgelehnt hat. 
Was im Geſetze vorgeſchlagen wird, iſt keine ausgleichende Gerechtig⸗ 
keit. Den nichtprivilegirten Städten werden doch nicht dadurch 
Koſten erſpart. Denn die Vermehrung der Landgensdarmerie wird 
auf die Koſten keinen Einfluß haben. Es iſt nicht richtig, die 
Städte mit königlicher Poltzeiverwaltung mit den Landgemeinden 
in Beziehung zu ſetzen, es liegt gar kein Grund dafür vor. Das 
iſt kein richtiges Prinzip, an der einen Stelle zu nehmen, um an 
der anderen zu geben, und gerade in der Frage der polizeilichen 
Verhältniſſe iſt ein ſolches Prinzip am wenigſten am Platze. Ab⸗ 

eſehen von dieſem Punkt enthält der Entwurf allerdings viele 
erbeſſerungen, namentlich betreffs der Uebernahme des dec 
en Staat. Allerdings werden größere autelen 

gegen die Widerruflichkeit der Uebertragung der Wohlfahrtspoltzei 
an die Städte nöthig ſein, und ich hoffe auf das Entgegenkommen 
des Miniſters. Derſelbe hat auch betreffs der Koſtenfrage auf die 
unahme der Einnahmen aus der Einkommenſteuer hingewieſen. 
enn aber immer größere Laſten auferlegt werden, fo gehen die 
Vorthelle agen verloren. Der Staat hat beider Koſtenberechnung 
ich einer Inkonſeguenz ſchuldig gemacht. Für, die Uebernahme 
es Nachtwachtdienſtes rechnet er den Gemeinden feine eigenen 
Mehrausgaben an, dei Dir Uebertragung der Wohlfahrtspoltzei 
an die Gemeinden berechnet er ihnen aber nicht die Belaſtung, die 
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fie ſelber dadurch erfahren, ſondern die Entlaftung, die er erfährt. 
Doch wird hoffentlich auch hierin eine Einigung erzielt werden. 
(Beifall links.) £ 2 

Miniſter Herrfurth: Für die Verwendung der künftigen 
Ueberſchüſſe ſoll der Entſcheidung des Hauſes in keiner Weiſe prä⸗ 
judizirt werden. Im Uebrigen aber bleibe ich dabei, daß eine aus⸗ 
gleichende Gerechtigkeit inſofern vorliegt, als dieſe Beträge zur 
Uebernahme der Sicherheitspoltzei in denjenigen Städten verwen⸗ 
det werden ſollen, die bisher die Koſten dafür allein getragen haben. 

Abg. Tſchocke (nl.) hält die bospeichlagenen Beitragsſätze für 
zu a namentlich werden die Städte im Oſten, die nicht fo 
viele Millionäre haben wie die im Weſten, beeinträchtigt. 

Ein Schlußantrag wird angenommen und die 
pet an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern über- 
wiejen. 

Es folgt die Berathung des Etats der Berg, Hütten⸗ und 
Salinenverwaltung. 

Zu den „Einnahmen“ bringt 

Abg. Dr. Schultz (Bochum, ntl.) die Ausſtandsbewegung zur 
Sprache, welche vor zwei Jahren herrſchte, und deren Folgen noch 
jetzt in dem Etat ſelber zu bemerken ſind. Die Leiſtungen auf den 
Kopf der Belegſchaft ſind zurückgegangen ſowohl beim Staatsbergbau 
wie beim Privatbergbau. Das beweiſt, wie unglücklich die Gewäh⸗ 
rung der weiteren Forderungen der Arbeiter auf die Geſammt⸗ 
leiſtung wirken würde. Hoffen wir, daß die Bergarbeiter aus den 
ſozialdemokratiſchen Irrlehren, in denen ſie befangen ſind, ſich zu 

er früheren Tüchtigkeit emporringen werden. Trotz der Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit und Arbeitsleiſtung ſind aber die Löhne be⸗ 
trächtlich geſtiegen. Will man unter dieſen Umſtänden die Induſtrie 
lebensfähig erhalten, jo muß man durch Schaffung neuer Waſſer⸗ 
ſtraßen und durch Verbilligung der Frachten ihr ga Hilfe kommen. 

Abg. Schmieding (ul) ſieht in hohen Löhnen das beſte 
Mittel gegen die Sozialdemokratie, darum dürften fie nicht reduzirt 
erben edner regt wiederholt die Abſchaffung der Bergwerks⸗ 
teuer an. 

Handelsminiſter Freiherr von Berlepſch erwidert, daß die 
Bergwerksſteuer allerdings in ſich etwas Ungerechtes habe, daß er 
aber noch nicht ſagen könne, in welcher Weiſe die Regelung erfol⸗ 
gen ſolle ob durch gänzliche Abſchaffung oder Modifizirung der 
jetzigen Beſteuerung. Die Verhandlungen mit dem Finanzminiſter 
ſeien im Gange, und ein je größeres Plus die Einkommenſteuer 
ergeben werde, deſto wahrſcheinlicher ſei auch ein günſtiger Ab⸗ 
ſchluß der Verhandlungen. In der Ausſtandsfrage können wir 
nichts Beſſeres thun, als möglichſt wenig öffentliche Erörterungen 
darüber zu pflegen. Die verkürzten Arbeitsleiſtungen haben ihren 
Grund in ganz natürlichen Urſachen, nicht blos in der Verkürzung 
der Arbeitszeit, ſondern auch in den vermehrten Arbeitsvorrich⸗ 
tungen während der letzten Zeit und in der Einſtellung einer An⸗ 
zahl ungeübter Arbeiter. Daß die Löhne allzu hoch ſind, kann 
nicht zugegeben werden. Die preupline Stagtsbergverwaltung 
hat es ſich zum Grundſatz gemacht, daß ſie bei günſtigen Geſchäfts⸗ 


zeiten mit der Erhöhung der Löhne vorangeht, und ich hoffe, daß Juli 


die 3 Verhältniſſe nicht zu einer Lohnverkürzung führen 
würden. e N 

Abg. von Schalſcha (Zentr) hält die bisherige Preisſteige⸗ 
rung der Kohle für eine ungeſunde, unter der ſämmtliche Induſtrien 
eiden. 

Abg. Graf von Strachwitz (Zentr.) hält die Steigerung des 
Preiſes für Kohle für gerechtfertigt angeſichts der Erhöhung der 
Produktionskoſten während der letzten Jahre. Man dürfe den 
Kohlengruben auch leinen Vorwurf daraus machen, daß ſie den 
Verſchleiß nicht jelber, ſondern durch Unternehmer beſorgen laſſen. 

Abg. Szmula (3Ztr.) bemängelt das Verfahren der Staatsver⸗ 
waltung, welche ihre zum Verkauf beſtimmte Förderung an zwei 
große Firmen gebe, wodurch dieſe ein Monopol erhielten und die 
Preiſe beliebig feſtzuſetzen in der Lage ſeien. Bei den hohen 
Kohlenpreiſen würden die Hochöfen bald ausgeblaſen werden müſſen. 

Handelsminiſter v. Berlepſch hält die Kohlenpreiſe nicht für 
ſo hoch, daß ſie den Ruin der oberſchleſiſchen Eiſeninduſtrie herbei⸗ 
führen müßten. Es kämen viele Klagen von Werken vor, die ſehr 
hohe Dividenden gezahlt hätten. Im Intereſſe hoher Dividenden 
für andere Leute könne aber der Fiskus ſeine finanziellen In⸗ 
tereſſen nicht vernachläſſigen. 

Nach weiterer unweſentlicher Debatte werden die Einnahmen 
bewilligt, ebenſo ohne weſentliche Debatte der Reſt des Etats mit 
dem Beſchluß der Kommiſſion, die „für unvorhergeſehene Bauaus⸗ 
gaben bei den Staatswerken“ geforderte Summe von 280,000 Mt. 
auf 100,000 Mk. zu reduziren. 

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft. 
Nachſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr (Juſtizetat). 
(Schluß 4¼ Uhr.) 


Deutſchland. 
[I Berlin, 7. Febr. Die Kündigung des Kartells 
im Königreich Sachſen durch den Konſervativen Landesverein 
iſt einer jener Vorgänge, die die tiefgehende Wirkung des 
Volksſchulgeſetzes auf unſer geſammtes politiſches Leben 
grell beleuchten. Sachſen hat mit der Schulvorlage an ſich 
ſelbſtverſtändlich nichts zu thun; trotzdem wirkt dieſer Entwurf 
auch dort wie ein chemiſches Agens, das das unnatürlich Zu⸗ 
ſammengeſchweißte auflöſt, das naturgemäß Zuſammengehörige 
wieder verbindet. Dieſelben Folgen zeigen ſich durch das 
ganze weite deutſche Reich hindurch. Nichts thörichter als 
die Beſchwerde der Konſervativen und Ultramontanen, es werde 
künſtlich eine unmotivirte Erregung in die außerpreußiſchen 
Staaten hineingetragen. Von Künſteleien, von i 
Mache, oder wie ſonſt die haltloſen Vorwürfe lauten, kann 
wohl keine Rede ſein, wenn man ſieht, wie beiſpielsweiſe in 
Braunſchweig und in Karlsruhe, in Stuttgart und in den 
thüringiſchen Staaten die nämliche Erbitterung über das neue 
Geſetz nach den kräftigſten Ausdruck ringt. Wenn man will, 
kann man aus dieſer Erſcheinung eine Folgerung ziehen, die 
mit dem trübſeligen Anblick, daß dergleichen überhaupt noth⸗ 
wendig wird, wenigſtens einigermaßen verſöhnt. Es ſtellt ſich 
dabei heraus, wie feſt das Zuſammengehörigkeitsgefühl der 
deutſchen Nation geworden iſt, und als ob es ſich um ihre 
eigene Sache handle, kämpfen unſere Freunde auch außerhalb 
der preußiſchen Landesgrenzen mit uns gegen die Uebergriffe 
einer orthodox klerikal gefärbten Regierung auf das Gebiet 
freien Geiſteslebens. Bei alledem leben Blätter wie die „Kreuzz.“ 
immer noch in der ſonderbaren Illuſion, daß die Bevölkerung 
eigentlich ganz ruhig ſei und im Grunde mit der Vorlage 


übereinſtimme. Von den Hunderten von Proteſten, 
die inzwiſchen aus großen und kleinen Städten ge⸗ 
kommen ſind, ſcheint man in der „Kreuzz., garnichts 


zu wiſſen, und die Widerſprüche, die aus dem eigenen Lager 
kommen, werden hartnäckig todtgeſchwiegen. Solcher Wider⸗ 
ſprüche aber giebt es bereits genug. Dahin gehört vor Allem 
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die Kundgebung der ſchleswig⸗holſteiniſchen hochorthodoxen Geiſt⸗ 
lichkeit, die von der geiſtlichen Schulaufſicht über die Lehrer 
nichts wiſſen will. Dieſe Herren da oben in Kiel und Flens⸗ 
burg find der ganz verſtändigen Meinung, daß der Geiftliche 
etwas Beſſeres zu thun habe, als der „Gemeindebüttel“ zu 
ſein. Seelſorger wollen ſie ſein, nicht den Lehrer unter einem 
Zwange halten, von dem ſie ſich nur eine Verſchlechterung des 
Verhältniſſes zwiſchen beiden verſprechen können. Man ſieht, 
wie die extremſten Standpunkte Berührungspunkte gewinnen 
können. Die Forderung, daß der Religionsunterricht von der 
ſtaatlichen Kontrolle möglichſt befreit und Sache der Religions⸗ 
geſellſchaften werde, eine Forderung, die in der erwähnten 
Kundgebung aus Schleswig⸗Holſtein mit anklingt, iſt im 
Weſentlichen praktiſch durchgeführt in der badiſchen Schulgeſetz⸗ 
gebung. Der Herr Miniſter für Mißverſtändniſſe, wie man 
den Grafen Zedlitz in Abgeordnetenkreiſen neuerdings zu nennen 
pflegt, hat auch dieſes badiſche Schulgeſetz mit einer wirklich 
ſuperlatwiſchen Gründlichkeit mißverſtanden. Er hat im Ab⸗ 
geordnetenhauſe dies Geſetz als Muſter ſeiner eigenen unglück⸗ 
ſeligen Geſetzgebungskunſt produzirt, während es in Wahrheit 
jo liegt, daß die Geiſtlichkeit beider Konfeſſionen in Baden 
allerdings einen ſtarken Einfluß auf den Religions unterricht 
hat, daß der Religionsunterricht aber nicht in eine unheilvolle 
Verquickung mit der übrigen geſammten Schulorganiſation 
gebracht worden iſt. Der Lehrer ſteht dem Kollegen, der den 
Religionsunterrichtertheilt und in der Regel eincheiſtlicher iſt, ziem⸗ 
lich frei gegenüber. Natürlich ärgert es die „Kreuzztg.“ un⸗ 
eheuer, daß der denkbar ſchärfſte Proteſt gegen die Zedlitz ſche 
e gerade aus Karlsruhe kommt. Wir ſchließen daraus, 
daß dieſer Pfeil getroffen hat. I. 

— Nachdem die von dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten erforderten Gutachten über eine anderweite 
Ordnung der Univerſitätsferien eingegangen ſind, iſt 
nunmehr folgender neue Entwurf einer Semeſter⸗ und Ferien⸗ 
Ordnung für die Univerſitäten einſchließlich der Akademie zu 
Münſter und das Lyceum Hoſianum zu Braunsberg vom 
5. Januar 1892, aufgeſtellt worden: 

I. Semeſter⸗Ordnung. 
§ 1. Das Sommer⸗Semeſter beginnt am Mittwoch nach 
Oſtern und in den Jahren, in welchen dieſer Tag vor dem 1. oder 
nach dem 21. April eintritt, am 1. desſelhen Monats. Es endigt 
am Sonnabend der 16. Kalenderwoche, jedoch ſpäteſtens am 31. 
uli. Bei Berechnung der 16. Kalenderwoche wird die Woche, in 
welcher das Semeſter beginnt, für voll gerechnet, wenn wenigſtens 
vier Tage derſelben in das Semeſter fallen, während ſie ſonſt 
außer Anſatz bleibt. 
$ 2. Das Winter⸗Semeſter beginnt am 10. Oktober. Es endigt 
am letzten Februar. 
Die Vorleſungen ſind alsbald nach Beginn des Semeſters 
zu eröffnen und dürfen erſt gegen Ende desſelben geichtoffen wer- 
gen. Genauere Beſtimmungen darüber wird erforderlichen Falls 


Unſer Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medtzinal⸗Ange⸗ 
legenheiten treffen. ia 
en= 


ö II. Feri nung. 
8 4. Die Peder und We ere fallen mit den Zwiſchen⸗ 
zeiten zwiſchen beiden Semeſtern zuſammen. 

5,5, Die Bfingiiferien beginnen am Pfingſtſonntag und find 
auf höchſtens 7 Tage zu bemeſſen. Die Weihnachtsferien ſollen 
mindeſtens zehn und höchſtens ſechszehn Tage dauern. Die näheren 
Feſtſetzungen über die Pfingſt⸗ und Weihnachtsferien bleiben für 
jede Univerſität dem akademiſchen Senat (in Göttingen: dem Ver⸗ 
Aberleſſen au in Marburg: der Univerſitäts⸗ Deputation) 
überlaſſen. 

§ 6. Dieſer Erlaß tritt mit dem in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte verlieren die bisherigen Beſtimmungen, 
welche den gleichen Gegenſtand betreffen, ihre Geltung. 

— Der konſervative Landesverein von Sachſen 
erläßt eine Bekanntmachung, um darauf aufmerkſam zu machen, 
„daß das bei der Reichstagswahl von 1837 abgeſchloſſene Karteff 
zwiſchen dex konſervativen und der nationalliberalen Partei im 
Königreich Sachſen zur Zeit nicht mehr beſteht; auch eine 
3 1 zwiſchen beiden Parteien an deſſen Stelle nicht 
getreten iſt. 
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Lokales. 


Boien, den 8. 2 15 le die W 
br. Der Waſſerſtand der Warthe iſt, wie die Waſſerſtands⸗ 
tabelle ergiebt, ſeit Sonnabend Abend langsam aber beſtändig ge⸗ 
fallen. Das Pionſer Kommando iſt in der Nacht von Sonnabend 
u Sonntag um 1 Uhr in Stärte von 2 Unterofftzieren und 16 
Mann aus Glogau eingetroffen und hat am Sonntag Vor⸗ 
mittag mit den Sprengungsarbeiten ſofort begonnen und dieſe 
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atte, theilweiſe beſeitigt, jo daß der Verkehr nach Berdychowo hin⸗ 
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Celegraphiſche Nadrigten. 

4 nie Bahn des zue an Botſchafter 
ra ‚ i i i i 
Heute eh 81, Uhr Neuber en iplomatiſchen Korps, ijt 
Dirſchau, 7. Febr. Seit heute Nachmittag 3 Uhr ift 
hier ſtarker Eisgang auf der Weichſel, der normal verläuft. 


Waſſerſtand 4,50 Meter. 

Breslau, 7. Febr. Der „Schleſ. Ztg.“ zufolge iſt der 
Eisgang hier ohne neuen Unfall vorübergegangen. Gegen⸗ 
wärtig iſt auf der Strecke bis Kroſſen keine Eisverſetzung 

Die Schifffahrt dürfte ſoſort wieder eröffnet 


mehr vorhanden. 
werden. 


Eſſen a. d. Nuhr, 6. Febr. Nach einer Meldung 
der „Rhein.⸗Weſtfäliſchen⸗Ztg.“ beſchloß der Bochumer Kohlen⸗ 
verkaufs⸗Verein geſtern eine Einſchränkung der Kohlenförderung 
um 15 Proz. für die Monate Februar und März. Die Ein⸗ 
ſchränkung gilt bereits vom 1. Februar ab. 

Altona, 6. Febr. Das Biefige Eiſenbahn⸗Betriebs amt 
macht bekannt: Der regelmäßige Verkehr zwiſchen Tönning⸗ 
Karolinenkoog ift geſtern wieder aufgenommen worden. 

Bremen, Febr. In Folge der einer hieſigen Baum⸗ 
wollfirma durch betrügeriſche Abladungen Seitens der inſol⸗ 
venten Firma Jones Brothers and Fleet in Memphis (Te⸗ 
neſſee) bereiteten Verlegenheiten zirkulirte hier das Gerücht, 
daß die betreffende hieſige Firma in Zahlungsſchwierigkeiten 
gerathen ſei. Es ſollen bereits amerikaniſche Tratten gegen 
Baumwollabladungen zu Laſten dieſer Firma heute proteſtirt 
worden ſein, dem Vernehmen nach handle es ſich hierbei um 
ca. 10 000 Ballen aus Abladungen, welche theils von der 
hieſigen Firma, theils von Zeven in Gent, theils von Blascka 
in Tetſchen verkauft wurden. Die Inhaber der inſolventen 
amerikaniſchen Firma find flüchtig geworden. 

Bremen, 6. Febr. Dem Vernehmen nach würde die 
amerikaniſche Firma Jones Brothers, durch deren angeblich 
betrügeriſche Abladungen der hieſige Platz geſchädigt iſt, hier 
durch die Firma C. C. Heve vertreten. Man glaubt, daß 
über das betheiligte Haus Montag der Konkurs erklärt wer⸗ 
den würde. 

Bremen, 6. Febr. Inſpektor Leiſt vom Lloyd tele⸗ 
graphirte heute Vormittag, daß die Dampfer „Newa“ und 
„Belos“ fertig ſeien, um an die Längsſeite der „Eider“ zu 
gehen; die Bergungsdampfer „Berthilde“ und „Hermes“ würden 
heute erwartet; die Taucher hätten die Steuerbordſeite des 
Dampfers unterſucht und keine Beſchädigung gefunden. Die 
Backbordſeite ſowie das Hintertheil des Schiffes ſeien bisher 
wegen Seeganges nicht zugänglich. Das Paſſagiergepäck ſei 
geſtern Abend vollſtändig gelandet worden. Der Kapitän 
Heinicke und 6 Perſonen blieben einſtweilen an Bord. Der 
Reſt der Leute werde morgen mit der „Aller“ nach Bremer⸗ 
haven zurückkehren. 

Freiburg i. Br., 6. Febr. Der Dichter Frhr. Karl 
Friedrich Gisbert von Vincke, bekannt durch ſeine Bear⸗ 
beitung Shakeſpeares, Bruder Georg v. Vincke's, iſt hier ge⸗ 
ſtorben. 


Wien, 6. Febr. Einer Meldung der „Preſſe“ zufolge 
wird die deutſche Regierung bei der Einfuhr von Getreide aus 
dem freien Verkehr Oeſterreich⸗Ungarns von der Beibringung 
von Urſprungszertifikaten Abſtand nehmen. 

ien, 6. Febr. Abgeordnetenhaus. In der Generaldebatte 
über die der Donau⸗Dampfſchiffahrts Geſellſchaft zu gewährende 
Staatsſubvention erklärte der Handelsminiſter, man dürfe die Ge⸗ 
ſellſchaft, welche öffentlichen Intereſſen diene, nicht fallen laſſen. 
Er halte die Krankheit der Geſellſchaft für heilbar. Die Verſtaat⸗ 
lichung würde zu ernſten Komplikationen mit dem Auslande führen. 
Er halte, die wünſchenswerthen Reformen vorausgeſetzt, die bean⸗ 
tragte Subvention für hinreichend und die Erweiterung des ſtagt⸗ 
lichen Aufſichtsrechts für die Verwaltung der Geſelſchaft für 
erſprißlich. Die Vorlage rechtfertige ſich aus wirthſchaftlichen und 
politiſchen Gründen. Im Intereſſe der Handelspolitit dürfe die 
öſterreichiſche Flagge auf der unteren Donau nicht verſchwinden, 
ſondern müſſe der Fremden Konkurrenz gegenüber ihren Platz eben 
behaupten. Im intereſſe des Geſammtſtaates müſſe die Geſellſchaft 
im Stande ſein, allen Anforderungen der Kriegsverwaltung zu ge⸗ 
nügen. (Lebhafter Beifall.) 

Wien, 6. Februar. Abgeordnetenhaus. In Beantwortung 
der Interpellation betreffend die Bekanntgabe des Ergebniſſes der 
gerichtlichen Unterſuchung gegen das „Wiener Tageblatt“ wegen 
der am 14. und 17. November v. J. gebrachten beunruhigenden 
Nachrichten, erklärte der Juſtizminiſter, die Vernehmung zahlreicher 
Zeugen, ſowie die Unterſuchung durch die Börſenkammer habe er⸗ 

eben, daß die Börſenpanik am 14. November nicht erſt durch das 

tener Abendblatt veranlaßt worden ſei, ſondern ſchon Vormittags 
beitanden habe. Der Nachtrag des Wiener Abendblattes babe den 
faft unveränderten Niederſchlag deſſen gebildet, was dem Redakteur 
Friſchauer nach ſeiner Anſicht von wohl unterrichteter Seite zu⸗ 
gekommen ſei. Friſchauer habe daher in gutem Glauben gehandelt, 
die Publikation jet übereilt, vielleicht taktlos geweſen, aber ſtraf⸗ 
rechtlich könne fie nicht verfolgt werden. In Bezug auf Szeps 
und Frischauer könne die Behauptung nicht aufgestellt, geſchweige 
bewieſen werden, daß überhaupt ein Börſengewinn gezogen worden 
jet, die Börſenſpelulanten möchten durch die Baiſſeſpekulation ge⸗ 
wonnen haben. Die Frage der Unrechtmäßigkeit könne nur dann 
bejaht werden, wenn Gerüchte liſtiger Weiſe erfunden würden, um 
den Geldmarkt irre zu führen. Ein ſolcher Nachweis ſei nicht er⸗ 
bracht worden, vielmehr gehe aus dem Berichte der Börſenkammer 
bervor, daß die Börſenbewegung vom Auslande rte en 
worden ſei Die Staatsanwaltſchaft jet nur zur Beurtheilung der 
ſtrafrechtlichen Seite berufen, habe aber nicht darüber zu urtheilen, 
ob ſelbſt eine ſchlaue Benutzung wahrer oder vermeintlicher That⸗ 
ſachen vor dem Forum der Moral Stand halte. 


eſt, 6. Febr. Die Generalverſammlung der Peſter 
erſten vaterländiſchen Sparkaſſe nahm von dem Anerbieten der 
Direktion und des Aufſichtsrathes, für die von dem Haupt⸗ 
kaſſtrer Piuſſich defraudirten Beträge Schadenerſatz zu leiſten, 
Kenntniß und vertagte, nachdem die Schadenſumme ſowie die 
geſetzlich beſtimmte Verantwortlichkeit der Direktion und des 
Aufſichtsrathes unter lebhafter Debatte feſtgeſtellt war, die 
Beſchlußfaſſung über das Anerbieten auf die nächſte ordentliche 
Generalverſammlung. Die Direktoren legten ihre Stellen nie⸗ 
der; eine demnächſt abzuhaltende außerordentliche Generalver⸗ 
ſammlung ſoll darüber Beſchluß faſſen. Der bisherige Auf- 
ſichtsrath wurde mit überwiegender Majorität wiedergewählt. 


Petersburg, 6. Febr. Der Reichsrath hat Geſetzent⸗ 
würfe betreffend die Unveräußerlichkeit der Bauern⸗Ländereien 
und betreffend die Gründung von Hülfs⸗ und Penſionskaſſen 
für die Arbeiter an den Krons⸗Eiſenbahnen votirt. 

Petersburg, 6. Febr. Während „Birſhewija Wedemoſti“ 
melden, die Petersburger Hauptbanken hätten eine Emiſſion neuer 
Eiſenbahn⸗Obligationen vor, wird von anderer ſonſt unterrichteter 
Seite betont, daß alle Unterhandlungen darüber auf unabſehbare 
Zeit eingeſtellt ſeien. ; 5 

6. Febr. Die Regierung hat heute den Kammern 


N 
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ein Geſetz über die Ordnung der finanziellen Lage der Stadt 
Rom vorgelegt. N 

Rom, 6 Febr. Die dritte Schiffsdiviſioun unter dem Ober⸗ 
befehl des Kontre⸗Admirals Turi iſt nach Alexandrien abgegangen, 
und dem Khedive die Glückwünſche des Königs und der italieniſchen 
Regierung zu überbringen. 

om, 6 Febr. In der hieſigen Paſtetenfabrik von Panta⸗ 
nella brach gegen Abend ein Feuer aus. Der Miniſter des Innern 
und die militäriſchen Behörden fanden ſich alsbald an der Brand⸗ 
ſtätte ein auch eine Truppen ⸗ Abtheilung iſt 15 Stelle. Der 
König, welcher im Begriff war, ſich zur Ballfeſtlichkeit in die 
deutſche Botſchaft zu begeben, fuhr nach der unweit der letzteren 
— — — 4 brennenden Fabrik. Eine überaus zahlreiche Volksmenge 
umgiebt die Brandſtätte. 

Rom, 7. Febr. Nachts 1 Uhr wurde man des Feuers in der 
Paſtetenfabrik von Pantanella Herr. Der König wurde ſowohl 
bei ſeinem Eintreffen, wie beim Verlaſſen der Brandſtätte, von der 
3 zahlreichen Menge mit lebhaften Kundgebungen be⸗ 


grüßt. 

Rom, 7. Febr. Die geſtrige Ballfeſtlichkeit bei dem deutſchen 
Botſchafter verlief äußerſt glänzend. Die Königin wurde bei ihrer 
Ankunft von dem deutschen Botſchafter Grafen Solms und 
dem eſammten Botſchaftsperſonal empfangen und von 
otſchafter in den Saal geleitet. Der Miniſter⸗ 
i „ die übrigen Miniſter, die Mit- 
des diplomatiſchen Corps mit Ausnahme der Bot⸗ 
von Oeſterreich, England und Rußland, welche 
wegen der an den betreffenden Höfen herrſchenden Trauer 
nicht erſchienen, wohnten der Feſtlichkeit bei; ebenſo waren die 
Spitzen der Geſellſchaft geladen. Der König hatte auf der Brand- 
ſtätte der Pantanellaſchen Fabrik verweilt und traf erſt gegen 
1 Uhr im Ballſaale ein. 

Rom, 7. Febr. Der Flügeladjutant des Königs, Major Lo⸗ 
renzi, iſt nach Berlin abgereiſt, um den König bei den Beiſetzungs⸗ 
feierlichkeiten für den Botſchafter Grafen de Launay zu vertreten. 
Der König, der Miniſterpräſident di Rudini und das Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten haben Beileidstelegramme und 
Kränze abgeſandt. a N , 

aris, 6. Febr. Die indirekten Staatseinnahmen im 
Monat Januar überſtiegen den Voranſchlag um 6 680 000 
Fres. und die Einnahmen in dem gleichen Zeitraum des vori⸗ 
gen Jahres um 9 800 000 Fres. Die Einnahme aus den 
Zöllen betzug 1900 Fres. mehr als im Budget veranſchlagt 
und 10 000 000 Fres. mehr als die Einnahme in dem glei⸗ 
chen Zeitraum des vorigen Jahres. 

Paris, 6. Febr. Die Eiſenbahn⸗Kompagnien haben be⸗ 
deutende Beſtellungen auf Waggons gemacht, da ſie infolge 
der Aufhebung der Steuer auf Eilzugbillets eine Verkehrs⸗ 
ſteigerung erwarten. 

In den Zentralhallen iſt der Preis für Hammelfleiſch 
neuerdings um zehn Fred. pro 100 Kilogramm geſtiegen. Für 
die nächſte Woche ſind größere Sendungen von Hammeln an⸗ 
gekündigt. 

Paris, 7. Febr. Der nationale Kongreß der Arbeits⸗ 
börſen Frankreichs iſt heute Vormittag in St. Etienne eröff- 
net worden. Auf demſelben waren 459 Arbeiterſyndikate ver⸗ 
treten. Das Prinzip einer Föderation ſämmtlicher Arbeits⸗ 
börſen Frankreichs wurde von der Verſammlung einſtimmig 
angenommen. 

Madrid, 5. Febr. Die Generaldirektion der 
macht die für das Königreich geltenden Zollvorſchriften bekannt 
und theilt auf Befehl des Finanzminiſters mit, daß die 
Handelsverträge Spaniens mit Norwegen, Italien, Oeſterreich⸗ 
Ungarn, Belgien und der Schweiz bis zum 30. Juni ver⸗ 
längert worden ſind. Es ſind daher für Waaren aus den 
vorbenannten Ländern die in den entſprechenden Verträgen 
feſtgeſetzten Zollſätze zu zahlen, ausgenommen Branntwein und 
Alkohol, für welche die Zölle nach dem neuen Tarif zu zahlen 
ſind. Die Produkte aus Schweden und Deutſchland unter⸗ 
liegen den Tarifen der meiſtbegünſtigten Nation bis zum 
30. Juni, nur für Alkohol iſt der neue Zoll zu zahlen, 


Satzmehl zu induſtriellen Zwecken und Dextrin deutſcher | 94,40 


Provenienz haben 1 Peſeta per 100 Kilogramm zu zahlen. 
Ein Urſprungszeugniß iſt nothwendig. 

Madrid, 6. Febr. Das heute den Kortes vorgelegte 
Budget ſchließt in den Ausgaben mit 750 263000, in den 
Einnahmen mit 748 750000 Peſetas ab. Die im Budget 
vorgeſehenen Erſparungen belaufen ſich auf 6910000 Peſetas. 
Außerdem ſollen die Koſten für das Beamten⸗Perſonal in der 
Zivil⸗Verwaltung nach 3 Monaten um 10 Proz. verringert 
werden. Die Einnahme aus den neuen Steuern wird auf 
26250000 Peſetas veranſchlagt. Unter den neuen Steuern 
befindet ſich eine Steuer auf ausländiſchen, inländiſchen und 
Kolonial⸗Zucker, ferner eine einprozentige Steuer auf Zahlun⸗ 
en ſeitens der öffentlichen Kaſſen, ausgenommen auf Zah⸗ 
ungen an ausländiſche Gläubiger, ferner eine 2prozentige Berg⸗ 
werksſteuer. 

Madrid. 6. Feb. Die einprozentige Steuer auf Zah⸗ 
lungen des Staatsſchatzes ſoll ſich keinesfalls auf Zinſen der 
auswärtigen Schuld erſtrecken. Dieſe Zinſen ſollen auch ferner⸗ 
hin, wie bisher, ungekürzt gezahlt werden. 

Konſtantinopel, 6. Febr. Die Nachricht des „Temps“, 
die Ernennung des ehemaligen Militärattaches Berger zum 
Mitgliede der Staatsſchuldenverwaltung ſei auf Wunſch des 
Sultans erfolgt, wird der „Agence de Konſtantinople“ zu⸗ 
folge von kompetenter Seite als unrichtig bezeichnet. 

ie Pforte übermittelte dem franzöſiſchen Botſchafter 
Cambon die Antwort auf die Note Sranreiche in der Cha⸗ 
dourne-Angelegenheit. Der Inhalt der Antwort ſtimmt mit 
den bereits darüber gemeldeten Mittheilungen überein. 

Belgrad, 6. Febr. Heute findet die Schlußverhandlung 
gegen diejenigen Perſonen ſtatt, welche ſich bei der Ausweiſung 
der Königin Natalie Ausſchreitungen haben zu Schulden 
kommen laſſen. Geſtern wurden gedruckte Aufforderungen zum 
Beſuche der heutigen Gerichtsverhandlung maſſenhaft unter 
das Publikum vertheilt. 

Die hier weilenden Oberſt Bange und Ingenieur Cifard 
find von dem Regenten, dem Miniſterpräſidenten und dem 
Kriegsminiſter empfangen worden. 
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Belgrad, 6. Febr. Nach dem Bericht des Budget- 
Ausſchuſſes balancirt das Budget mit 59891506 Dinars · 
Anſtatt eines zwanzigprozentigen Zuſchlages zur Grundſteuer 
ſoll eine Erhöhung der Tabak⸗ und Salgtiener eintreten. 


In einer Sitzung des radikalen Klubs betonten die dem 


Handelsſtande angehörenden Mitglieder deſſelben die Noth⸗ 
wendigkeit eines Handelsvertrages mit Oeſterreich⸗Ungarn. 

Baltimore, 7. Febr. Der Allan⸗Dampfer „Polyneſian“, von 
Liverpool nach Baltimore, iſt in der Nähe von * Henry ge⸗ 
n der Rettungsmaßregeln für Paſſagiere und Mannſchaften 
ind getroffen. an hofft mit der nächſten Fluth den Dampfer 
wieder flott zu machen. 

Hamburg, 6. Febr. Der Paſtdampfer „California“ iſt, von 
5 kommend, heute Morgen 3 Uhr auf der Elbe einge⸗ 

offen. 
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Rio de Janeiro, 6. Febr. Wechſel auf London 12%. 
Produkten turj 

Köln, 6. Febr. Getreldemarkt. Weizen biefiger loto „230. 


do. fremder loto 23,50, p. März 20,90, p. Mat 20,90. en 
gieſiger loko 23,00, fremder loko 24,75, p. März 21,90, per Mal 
21,90. Hafer bieftger loto 15,00, fremder —. öl loko 62,00, 


p. Mai 57.20, p. Oktober 56,30. — Wetter: Trübe. 

Bremen, 6 Febr. (Kurſe des und Maller⸗Vereins, 
5proz. Nordd. Wollkämmerei⸗ und Kammgarn⸗Spinnerei⸗Aktien 
135 Gd., 5proz. Nordd. Lloyd⸗Aktten 99 bez. 

Bremen, 6. N r. (Börfen ⸗ Schlußbericht.) Raffinirtes 
Petroleum. (Offizielle Notir, der Bremer 
zollfrei. Schwach. Loko 6,65 Br. 

Baumwolle. Gedrückt. Upland middl., loko 38 Pf., Us⸗ 
Baſis middl., nichts unter low middl., auf Terminlieferun- and 

, Febr. 


Petroleumbörſe.) Faß 


A, 


A 


* 


8 


* 


R 


F 
7 Pa v fe 


Mä a7, ril 374, Pf., Mal 38 Pf., Jun 
BIN: 18 % Pf., April 37%, Pf., Mai 38 /. Pf., Jun 


38¼ 
eit. Wilcor — Pf., Armour 349, Pf., Rohe — 
Pf., 1 5 1 15 ” R 
peck ſbort clear middl. Belt. 33 ¼. 
Hamburg, 6. Febr. Getreidemarkt. Weizen loko feſt, bolſtein. 


loko neuer 210—215. — Roggen loko fen mecklenb. loko neuer 
215—225, ruff. loko feit, neuer 190—195 no afer feſt. Gerſte 
ig. Rüböl (unberz.) ruhig, loto 5900. "Spt tus ſehr tet, per 
1..März 35¼ Br., per Rang. April 35 ¼ Br., p. Apri Ma 
12 Br., der Mai San! 35%, Br. — Kaffee Umſatz — 
Sad. 820 Petroleum e big, Sen den white leto 6,30 Br., p. 
13 
amburg, 6 Febr. 9100 Racmittagsbericht.) Good ave⸗ 
rage Santos Bat März 67'/,, per Mai 66˙/, per Sept. 64%, pr. 


Nov. W 

6. Febr. Zuckermarkt (Schlußbericht.) Rüben: 
wet = rodukt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, fre 
Hamburg v. 5 14,42½, p. März 14,70, p. ga 
au. p. e . dg. 15,30. 
Br. 


8 p. Srübjahr 617 


Br. = irn, © Pr 


Paris, 6. PR Getreidemarkt. ag Weizen feſt, 
& Februar 25,70, p. März 261,0, p. MärzeXuni 26,50, o. Mais 
Sr 26,70. — Roggen 1 5 ber 805 19,40, per Mai⸗Aug. 


— Mehl ſteigend, p. Fe März 56,00, p. März⸗ 
Sun! 500 5 5 de 57,60. — 3% bl feſt, p. Sehr. 55,00, 
März Wi uni 56,50, 125 . Aug, 7,75. 


— Wetter: 
a be ge RES ruhig, 88 01 
loo 38,00. Weißer Zucker beh. per 100 Kilo p. Febr 
40,50, b. März 40,87 ¼, p. Mürz Juni 41,25, p. Mal⸗Auguſt 
Rio 14 000 Sack, Santos 9 000 Sack Rettes für geſtern. 
Sabre, 6. Febr. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Zlealer 
u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß mit 25 Points Hauſſe. 
Rio — Sack, Santos — Sack Recettes für geſtern 
Havre, 0. Febr. (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Bienler 
u. Co.), Kaffee, good Rug Santos, p. März 89,25, p. Mai 
a 


86,75, p. Sept. 82,75. 
Antwerpen, 6. wer Wolle. (Telegr. der Herren Wilkens 
u. Comp.) olle. Plata⸗Zug, Type B., per Febr. 4.20, 
. ee 4,25, 3% 105 cue entfernte Termine 4,35 Verkäufer. 


e Sabri Maf⸗ 


ze 7 0 . It — 8 = v. Febr. 15%, Br., p. 
März 1 Ruhig 
hm 57 one — Wetzen höher. Rog⸗ 
gen — Hasel nich, Gerſte unverändert. 
am, 6. Febr. Getreidemarkt. e p. März 240, 
p. Mal 246. Roggen p. März 217, p. Mat 221. 
Amſterdam, 6. Febr. Bancazinn 54 / 
Amſterdam, 6. Febr. re ran: good ordinary 55. 
London. 6. Febr pCt. ee loko 16'/, ruhig. 
1 Febr 4 a Centrifugal Cuba — 
AR Ben. An der Küſte 5 Weizenladungen ange⸗ 
oten. — Heite 
London, 6 98 Wollauktion. Preiſe feſt, feine Schweiß⸗ 


wollen 3050 7 d 0 begehrt. 


york, Su Deik e Zufuhren 
in allen Unionshäfen Ausfuhr nach Großbritannien 
65 000 Ballen, Ausf, 22 . dem Continent 86 000 Ballen. 


Bere 0 8 en. 
Febr. Baumwolle. (Anfangsbericht.) Muth⸗ 
meh bee 6000 Ball. zus Tagesimport 15 000 Ball. 
Liverpool, 6. Febr., Nachm. 12 Uhr 50 Min. Baumwolle. 


Druc und Verlag der Hofbuchdrudere: bon W. Decker u. Go. M. Note in Poſer. 


bei lebhaftem Geſchäft um mehrere Mark höher. ehl 
wurde bei lebhaften Umſätzen ebenfalls erheblich höher bezahlt 1 pr. 100 Kg. br. tail. Sack. Schwache Frage. 


Umſatz 6 000 B., davon für Spekulation und RER 500 B. Ame⸗ 
rikaner weichend, 7 niedriger, Surats unre . 
Middl. 01 Sieferungen: % nied 
Liverpool, Nachm 1 Uhr 10 Min. Baumwolle. 
Zach 6000 B., 1 9 für Spekulation u. Export 500 Ballen. 
me Sue weichend, Surats unregelmäßig. 


ddl. amerikan. 1 Februar 38, Verkäuferpreis, 


Be Marz 3% do., März⸗April 3% do., April⸗Mai 3 do., 
ai⸗ an 5 Han e Juni⸗Jul N uli⸗ 
Aug.⸗Sept. 4 Käuferprels, 1 ⸗Okt. 4½ d. Ver⸗ 

EL a 


5 De "6. Be 15 40% do. good 19 7 4%, do. good 5% 
1 1055 6. Witzen p. 8 Febr. G, p. Mat 91 ¼ĩ 
Mais Ware Mä er 41 Be Speck ſhort clear 6,10. Pork p. Febr. 11,65. 
6. Febr. (Anfangksurſe.) Petroleum Pipeline cer⸗ 
Ein d 65 Mürz 60. Weizen per Mai 102°, 
N Baumwolle in Nen- |" 


ork 6,40 Gd., do. Standard wi Im olle 
Gd. Ro es Petroleum in Newyork Pfpeline 
Denen März 60%. Ziemlich feit. 5 25 loko 6,80, do. 
„Rohe u. Brothers 7,00. Zucker (Fair a uscopados) 3. Mais 


(New) p. März 51 ¼ ob; April 517 er 50%. Roth ad el 
35 | weizen [ofo 55 /. Kaffee Rio — Rad D. 000. 
Baur treldefracht 3 Kupfer 1 be Su per Febr. 

04¼, p. März 1017 a a April ! 104: 7 103 ¼. Kaffee 
Rer. 7, low ordinär p. März 13,02, p. Mai 1 

Berlin, 7 ger Wetter: Rege 

Newport, 6 3. Febr. Rother Wnterwetzen. p. Febr. 104¼ C., 
5, b. März 104¼ C 


Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 6. Febr. Die heutige Börſe eröffnete in ziemlich 
55 Haltung und zumeiſt etwas höheren Kurſen auf ſpekulativem 
Gebiet. Schwach lag gleich Anfangs der Montanmarkt, während 
in anderen Geſchäftszweigen bei ſehr urückhaltendem Angebot 
algen! dorberuichend blieb und die Kurse zum Theil noch weiter 
anziehen konnten 


Das Geſchäft entwickelte ſich im Allgemeinen ruhig; nur einige M. 


Ultimowerthe hatten belangreichere Abſchlüſſe für 900 Im ſpäte⸗ 
ren Verlaufe des Verkehrs trat ziemlich en ein Abſchwächung 
der Haltung hervor, die bis zum Schluß fortdauert. 
er Kapftalsmarkt ben rte feſte nenn für heimiſche 
ſolide Anlagen bei mäßigen Umſätzen; Reichs⸗ und preußiſche 
Staatsanleihen wenig verändert. engl feſten Zins tragende 
Papiere waren behauptet und ae ruhig; ungariſche 4prozent. 
Goldrente und ruſſiſche Anleihen feſt 
Der Privatdiskont wurde mit 1% Proz. noti 
Auf internationalem Gebiet gingen ir Kreditaktien 
temlich lebhaft zu etwas beſſerer Notiz um; Franzoſen feſt, ne 
odenbach und Buſchtiehrader ſteigend, ſchwei Be! Bahnen fti 
Inländiſche n blieben behauptet und ruhig, nik 
preu Ache Südbahn feſter. 
ankaktien feſt und in den ſpekuliven Deviſen lebafter; Diskonto⸗ 
Kommandit⸗Antheile Anfangs ſchwach, ſpäter befeſtigt; Aktien der 
Darmſtädter und Deutſchen Bank etwas beſſer. 
Induſtriepapiere behauptet und ruhig; 


feſter. 7 
»Produkten- Vörſe. 
Berlin, 6. Febr. Die 1 für Weizen zogen geſtern in 
ewyork um 3 Cent an; auch Paris zeigte wa eie dr ar 
tung, während die übrigen Auslandsmärkte ſchwach 
bie gen Getreidemarkt lagen heute ſtärkere Ne e 5 Mei⸗ 
mung Sfäufe vor, jo daß die deiſe für Weizen und Roggen 
lich 5 0 trotzdem die Platzſpekulation mit Abgaben im 
Mart blieb. Das Geſchäft war mäßig belebt. H 28 ſtellte 80 
oggenm 


ktien von Brauereien 


ff. Petroleum Standard . 


Rüböl bei ſtilem Geſchäft wenig verändert. 
wurde die etwas beſſere ai zu unveränderten Preiſen ge⸗ 


In Spiritus 


räumt. Termine zogen bei mäßigen Umſätzen, der Tendenz des 
Getreidemarktes folgend, etwas an. 

Wetzen (mit Ausſchluß von . p. 1000 175 Lolo 
höher. Termine weſentlich 15 m 5 gi — To. Kündigungs⸗ 
preis — Mk. Loko 198—220 Mk. nach Qualität. Jleſerungs⸗ 
qualität 204 Mk., p. dieſen Monat — bez., p. Abril⸗Mai 200,75 
bis 202,5—202 bez., per Mai⸗Juni 203, e 203,75 bez., 
per Juni⸗Juli 204 1500 ae 75—205 be 


060 ae Waare feſt. Termine 
t — To. reis — M. Loko 147 
Fe Lieferungsqualltät 155 Mk. Pomm. 

und hate f mittel bis guter 149—160, hochfeiner m 178 
ahn und frei Wagen bez., per dieſen Monat — bez., er Aprll⸗ 
Ma 153,25 —154 bez., p. m 154,25 bis 155 3 7 Juni⸗ 


Juli 154,5—155,25 bez 
o ſtill. Termine DL ag Ka 


bb 0 


M ats per 1000 Nuo. 
— 20 Kündtgungspreis — M. Loko 140150 


per dieſen Monat — M., per r.⸗März —, a 
we —118, 17 bez., per Mai⸗Juni 4 p. Juni⸗ Jull —, p. Juli⸗ 
ug. — bez. 

Erbſeu p. 1000 Kilo. Kochwaare 190 240 N., Jutterwaare 
170—180 M. nach Qualität. 

Roggenmehl Nr. 0 und 1 per 100 Kilo brutto inkl. Sack. 
Termine animirt. 92 Sack. Kündigungspreis — M., 
. Monat 1. 1 per ebr 4 — Dei ber 


be 57 p. uni⸗ 1 27 27—27.35— 

ie Rũb ya > 100 Kilo mit 115 
Kundiaungspreis — M. Loko 
„per dieſen Monat — bez., per Hebe 


det 3 Bi 
M., loko ohne Faß — 
ürz —, p. März⸗April — 


555 B 55,956 bez., p. Mak⸗Juni —, p. Sept.⸗Okt. 

e 
2 el 0 p. 100 Milo drutlo 

gol 576 B. Bra ft N lol 1976 38 to nel. Sack. 
Kartoffelmehl p. 100 Ale rutto incl. er = 0 83,75 M. 
Petroleum. (Raffinirtes Standard white! 9. 10% feu mit 


ß in Poſten von 100 Str. Termine — Getändi gt — Pig. 
Kae — M. Foto — bez., p. dieſen Monat — M., 
per Febr.⸗März —. 


Spirirus mit 50 M . gabe p. 100 Itr. à 100 
Proz. = 10000 1 nach Tralles. Kundin — te Künbte 
aungsprels —,.— Loko ohne Faß Ar bez. 


Spirttug 1 70 an Verbrau abgabe p. 186 Kir. A 100 


19000 Ltr. „nach Tralles. 8 —.— Liter. 
Kind tand eis — 510 Ohne oh 45,2 bez. 
Spatz mit 50 M. Verbrauchs Bande p. 100 a ex & 109 
Proz. = 10.000 3 nach Fo Gem — — — Ltr. Kündi⸗ 
gungspreis M. Loko —, p. di eſen Monat —. 


Jaß — 
Spiritus mit 70 Mt erdräudsaboube Feſt 5 9 
Gelündigt 10 000 — Ltr. Kündigungspreis 45,4 M. Voko 
De an ber 2 Adnet — 5 p. Febr.⸗März 45,4 bez., = 
ril⸗Mai Br 9—45,6-—45,8 bez., per 


wal Fun ug 6159 bez., per Juni⸗Jull 46 ber 6 —46,4 
bez., ER, Juli⸗Aug. und per Aug.⸗Sept. 47—46,8—47 b 

e n 29,00 — Nr. 0 26,75 225,00 bez. 
Feine Marten über Notiz bezahlt. Schwache Frage. 


do. feine Bundes 


Roggenmehl 775 0 u. 1 28,50 —27,75 M. 65 x 
er als Nr. 0 


Nr. O0 u. 1 30,50 —28,50 bez., Nr. 0 1½ M 


Fest e Umrechnung: — Livre Sterl. = 20 M. 1. Doll. 4½ M. I. Rub, — 3 M. 20 Pf. 1 fl. sudd. Wösterr. — 12 M. 1 fl W. = 2 M. I fl. holl. W. I M. 78 flf., 1 Franc oder I Lira oder I Peseta — 60 pf. 
. — 105,10 & ‚| 43/, 1102,50 02 5 | 958,69 be Priiyp- ir 960 100 147 uzes, Mumb| — 1125,00 8. 
Bank- Diakon Weohselv S. F ebe gegn. 20, Tl 20 80 5 35,40 bz8. AN 45. 24. Wes. lens Nn — 124.048 
amsterdam. 8 T. 168,80 d G Pes. Fl A. 3½ 139,75 & 5 82,25 br Lurzegs - — | 89,00 ne 
London 3 8 T. 20,40 ex 80.50 1. 1. 135.62 5 84,10 5 U. d. Linden — 12,81 br 
Paris 3 [s T. 81,05 x 0b.“ 3½ (28.25 &. 4 88.80 Gerl. Elektr-W. 9 156,00 8. 
Wien 4 | 8 T, 172.80 be eln. 7Guld-L.| — | 27,40 3%/,| 88,50 2 erl. Lagsrhot| — | 81.75 se 
Petersburg .| 6 ZW. 198,50 d JOldenb. Loose| 3 1129.10 C. 4 | 63,00 6 do.do.St.Pr,) — [158,90 & 
wi un.) 54 | 8 T. 1189,50 iz Ausländische Fonds f De 5 sn => 
in Berlin.3,Lomb. 3} u, 4, Privatd, 14G = g ort, Book-Br 4456 
i e d. Genen Argentin. Anl..| 5 | 36,06 bzG 1 | 24,26 b vang.-Dombr, 8. 4½¼ 86,70 0 ohultheise-Br| 16 25 & 
En Ze aukarStadtA.| 8 8858 ra 46. gong 80 4 RER oziow-Wor, 51% | 85,69 ———— 78.50 ua 
reigns 20,35 @ gun hen do. 1889 |# | 87,50 0 Sennen eg 71 1138,50 
— ＋ 5 Stück... 16,29 dz on. Air. G.-A. 5 5,40 br do.Zoll-Oblig) 5 0. Chark.As.(0)|4 7725 bz Dynamitfrust-| 11 95.00 u 
Gold-Dollars ........ 18 G. hines, — 55 5 Ya 1 bz rK.400Fro.-L.| — | 72,00 be 40, (Oblig.)1 4 | 8,50 br 8 we a | 6853 4 
Engl. Not. I Pfd.Sterl. | 20,36 @ Dän re 3% 0 EgTrib-Anl| 4, 94,70 ve Kursk-Kiewoonv|4 | 87.93 bz IFraust. — 8,1250 * 
Franz. Not. 100 Fros. Bypt. OR 2 ? 88,20 a 9 4 Kt orowe-Saha G0 ee a 
Doestr. Noten 100 fl. | 172,80 bz 45 1890 3¼ 88.75 vz er Bun | 2161.25 2 0500-Jarosi 62,94 be WIEN anuemn 20 247,25 8 
Russ. Noten 100 H. 198. 70 de Deira-S.| 4 2 . ge poplep- 1655 5 2 7 0 Ältdm-Golberg do, Kursk gar. 0, Sohwanitz| — 184.08 & 
18 Onds u. Staatspap-frinnlana u | . | 5820 0 10. Log.. — 252,60 a Jüresl-Warsch.| — | 47,00 be do. Aläsan gar. | 88,50 br dovoigtWinde — 48,0 =@ 
N ———— — — Jsariech. Gold-A| 5 | 66,60 6 d. do.Tem-Bg.-A.| 5 — |101,75 oz Ido,voipisohlüt| _ | 35,50 ae 
. to, oons, Gold| 4 | 4860 8 iener G.-Anı._ 5 _|105,60 8. 8 Könim. Ste |. |107:00 b 
. > 2 D „ Pir-Lar, “ 05 
do. do. |3 | 8430 „ naten, Ronte.| 8 59,40 C Eisenbahn-Stamm-Aktien. h Körbisdt.Zuok,| 9 [119,75 br 
Prss.cons-Anl.! 4 106,90 8. oponh. St.-A.| 34, — wo & Co... 230,06 bz@& 
do. do. | 3½ 93,90 df N a Aachen-Mastr., — | 63,75 e& „9 raal.Link — 133,10 
do, do "| 84,30 bzG 6 81.6 „ attend. — 1178,60 be ER a e. em (- 
do- rag 3 Mosk. Stadt-A.| 5 82.50 bed Crefelder - 44/5 | 99,80 6. 1 609 15 12927 . erm-vrz.-Aiſ s 77,00 & 
Lr. Sohld-Boh 5 101,10 bz 3°/,| 93,00 G. refld-Uerd: — 104 10 —— . 0 6% 111,00 d. örlitz cv. 10 125,00 8 
—— 75 — ‚90 3 Dortm.-Ensch.| — 2202 br 8 e — 448860 & i. Lader. 13 1162,00 m@ 
J. do.neue| 3% 86.60 8 le ferne der 8, 8 ladikawk.O.g.|4 | 89,50 be ı0 187,10 = fyfusonwek. „io 141,50 4 
1 5 N : '/s| 81,40 d Ludweh-Bexb.| 10 222, 90 C. arskoe-Selo....|5 | 88,8) br f. 0 | 85,90 be Schwerskonft- 18 76 G 
. 31 et 8. 4½ 81,30 bed beo et — ae 0 6 102,50 hz Ststtin.Vulk.-B| _ 114.25 b 
rt 55 11106 be 4 1123.90 d ainz-Ludwsh| — u bz Berg-Märkisch 0 4 | 95,75 8 Sudanburg =] — 1271,00 & 
4 — Ha 14830 bz — 1834,75 bz Marnb,-Mlawk.| — 50 Berl. Potsg.-W. 4 12 162,80 d O. -Bonl. Cham. 10 56 
— 3173 — 5 124,40 Meoki Fr. Franz BrsiSchwFrbH 6 ö jo. Porti.-Com| _ a “ 
u PH 300 8 — Ndrsohl.-Märk.| 4 01,40 bz Bresi.-Warsch| 5 1 oppelnoem - F.“ _ 02,25 
8 „ 42 enz. e e Bel = in ae 
—— 4 — a Le . 2 * 
Kur. uNou- 1 86 5 6 Starer 2 4 102.10 be e er ee ee UT WaBtiBeummun- amb. Pferdeb 125,25 & 
. e | [hankebesin, en | 
Ostpreuss| 3%, 98,50 be / | eo im e..| 34 0760 a Aositzer Zuok.| „ | 61,00 m@ 
Pommer..| 37a | 98.40 be 4 | 8130 u @ erde Lene — Tone. 428,775 3 78,10 C Prags — 1.38 K 
Posensch. 4 1920 a DT Fe re 446588 b 
E do. 96,10 G 5 j10260 8. e, dan. . 2 a |Ostprsa Bei 43,|101,80 az G gew u. HG 
Sena. 7 96,89 G. 5 20 : schiherader 7 206,40 0 0 ._ Ode 1 1 Senza =} HH as 
anadaPaoi reohteb gar 2 — 
* 27 96,75 0 & Dux-Bodenb..| — [239,00 4 |BuschGold-On| 4½ 102.90 8. iamarokhütte r 1120,50 we 
3 » neu 3% | 86,75 @ 3 180,56 . Galizı Karl-L..) 4 9298 be B. Bux-BHodenb. 1.“ 5 BochGussst-F.| 6½ 3 de 
do. do. l. l. 4% 8 77450 K Dar 120.00 ei ech. 280 8 
Wstp-Rittr | 3¼ 5,59 be ronpr. Hud. 4 ¾ 89,40 e |Franz.-sosor.| 4 83.75 C. N Gelsenkirchen 5 137,50 ua 
— — 25 103.26 — 9% omberg- Cz. 7 107,0 8. GalKLudwg. g. “| 86,50 B. 5-1 als — „90 ur 
0 Oestr. Staatsb.| — do. do. 1890| 4 | 81,90 be al do., do. 3441 925G | 50 pt. org Si.-Pr,A. 0 43,0 da 
Posensch.| 4 102,80 6. 4 | 83,00 b do. Lokalb.) — | 78,50 . |Kasoh-Oderb. Inowraol, Salz“ | 31,50 be. 
— Mir A Ei r 4 | 7° © ae] s Inne 
— u o. Lit. — ronp 0 — 
Bad.Eisenb.-A.| 4 5 Raab-Oodenb.| — 29, 0 brd. |do,Saizkammg| 4 109, 10 de Nen — 119,00 8. 
Bayer. Anleihe 4, 138,80 be 6 63,80 be Reichenb«-P....| 3,81 LmbCzernstir| 4 | 80,00 & ohl. Bd. |14 ‚65 da 
Bram. A. | % 96,00 G. 5 63.90 0. Südöstr. (Lv.. — | 44,46 do. do, stpfl.| 4 0. Eison-Ind.|— 
Hmb.Sts, Rent. 3½ | 97,00 &. 4 amin-Land..| 0 | 1,35 ce Sint f 3 | 85,66 e Rodenh.St-Pr.| 9 | 35,09 8 
ARTE Ian , eee | euere [ran e 
amort A B gend. 64,06 bz er fe 
Sts. A = 705 . 5 141.80 BR Donstzbahn ... 5 do. Lokalbahn 4½ 88,50 6 ig. Elekct.- Qs.“ 9 |139,40 U | do. Zinkhätt. 0 196,75 ei 
do. Steste- And 3 ‚20 =G 5 100,50 @ ang. Domb. 5 do. Nordwosth| 5 83,00 dr „ Gt. dune — 4 0. do. St. Fr. — 181,26 @ 
! 165,8) bx 95 95,00 8. k-Kiew . 12, do. un. -r 55 Chart. — 148,00 @ lb. .- — | 51,75 be 
. — 386,00 0. J 93,90 bz 0800-Brest „| 3 | 64,50 br 0. Lt. . Edt. & urn .| — 40. Bub 116,00 8. 
Bad.-Präm.-An.| 4 138.90 hz So. d. 1680 3 ¼ 93,90 a Runs, Staatsb..|5, Auab-Dodenh „ehe, Bau.) — | 74,00 a. Tarna witz av.“ — 
».Pr-Anl.| 4 |144,70 8. 3 26 be c do, Södwest.|5, 93 GeiPru..| 3 | 68,96 4 Hann. Bt-P. | — | 71,50 ma 14. 46. St-Pr.| © | 30,25 br 


